
Antifaschisten und viele Men-
schen guten Willens haben sich
seit dem Ende des zweiten
Weltkrieges für den Aufbau eines
anderen, besseren Deutschlands
eingesetzt. Sie haben das Land
aus den Trümmern aufgebaut.
Dazu gehörten Hunderttausende
Genossinnen und »Genossen unse-
rer Partei. Dies kann nicht ver-
gessen werden. Wir wenden uns
gegen Stimmungen der Verach-
tung und des Hasses gegen diese
Mehrheit in unserer Partei.

Wir müssen aber auch feststel-
len: Die Sozialistische Einheits-
partei Deutschlands ist verant-
wortlich für die tiefste Krise in
der Geschichte der DDR. Es ist
dies die Krise des administrativ-
zentralistischen Sozialismus in
unserem Lande. Die bisherige
Programmatik, das Statut und
die Arbeitsweise unserer Partei
sind untrennbar mit dieser Krise
verbunden. Ein bestimmter Kreis
von Parteifunktionären ist in
kriminelle oder gesetzlich in kei-
ner Weise' geregelte Aktivitäten
verwickelt. Nur der radikale
Bruch mit den stalinistisch ge-
prägten Grundstrukturen der
SED kann jenen in unserer Par-
tei, die sich für eine freie, ge-
rechte und solidarische Gesell-
schaft einsetzen, eine neue poli-
tische Heimat geben.

Tiefgreifende Umwälzungen in
den ökonomischen, sozialen,
sicherheitspolitischen, ökologi-
schen und kulturellen Existenz-
bedingungen der Menschheit und
unseres eigenen Volkes müssen
der Politik einer modernen so-
zialistischen Bewegung zugrunde
gelegt werden.

Ein stalinistischer Sozialismus
kann auf keinem dieser Gebiete
Lösungen hervorbringen. Im Ge-
genteil: Er hat zur Existenzkrise
der Menschheit beigetragen. Eine
profitdominierte kapitalistische
Gesellschaft, deren erfolgreiche
Triebkraft die expandierenden
materiellen Bedürfnisse sind, ist
angesichts der von ihm maßgeb-
lich verschuldeten globalen Pro-
bleme keine für die Menschheit
überlebbare Alternative.

Die Krise des administrativen
Sozialismus in unserem Lande
kann nur dadurch gelöst werden,
daß die DDR gemeinsam mit allen
anderen demokratischen Kräften
einen neuen Weg jenseits von
administrativem Sozialismus und
Herrschaft transnationaler Mono-
pole geht. Dabei fühlen wir uns
besonders den sozialen Interessen
der arbeitenden Menschen unse-
res Landes verpflichtet. Auf indi-
viduelle Freiheit und Grundrechte'
gegründete Solidarität der Ent-
wicklung aller, gleiche Bedingun-
gen zur individuellen Selbstver-
wirklichung und Bewahrung des
natürlichen und kulturellen Erbes
der Menschheit — dies sind un-
sere Grundwerte. Mit ihnen wer-
den wir uns als sozialistische Par-
tei der DDR mit neuem Pro-
gramm und demokratischem Sta-
tut in einen neuen Entwicklungs-
weg der DDR einbringen. Dieser
von uns angestrebte Weg sozia-
listischer Prägung ist gekenn-
zeichnet durch radikale Demokra-
tie und Rechtsstaatlichkeit, Hu-
manismus, soziale Gerechtigkeit,
Umweltschutz, Durchsetzung einer
wirklichen Gleichberechtigung
und Gleichstellung der Geschlech-
ter.

Diese Orientierung legt die
demokratischen und humanisti-
schen Quellen und Inhalte unse-
rer Traditionen in der deutschen
und internationalen Arbeiter-

•bewegung frei und nimmt sie auf.
Dazu gehören insbesondere so-
zialdemokratische, sozialistische,
kommunistische, antifaschistische
und pazifistische Traditionen.
'Wir schöpfen aus dem Werk von
Karl Marx und Friedrich Engels,
Wilhelm Liebknecht und August
Bebel, Eduard Bernstein und Karl
Kautsky, Rosa Luxemburg und
Karl Liebknecht, Clara Zetkin,
Ernst Thälmann, Rudolf Breit-
scheid, Wilhelm Pieck und Otto
Grotewohl sowie aus allen inter-
nationalen linken Traditionen,
insbesondere denen Lenins.

Mit dem Ende der Nachkriegs-
periode eröffnen sich neue Mög-
lichkeiten zur Lösung der deut-

schen Frage im Rahmen eines zu
schaffenden europäischen Sicher-
heitssystems. Diese Chance müs-
sen wir nutzen. Wir treten dafür
ein, die deutsche Frage nicht
deutsch-national, sondern im
Sinne der Demokratisierung und
Entmilitarisierung Europas zu
lösen. Wir sind für vertrauens-
volle kooperative Beziehungen
zwischen der DDR und der BRD
und die praktische Realisierung
einer Vertragsgemeinschaft.

Wir wenden uns an alle Mit-
glieder der SED, die mit unse-
ren Anliegen und Zielen über-
einstimmen, sich für eine radi-
kal neu formierte sozialistische
Partei eines demokratischen So-
zialismus einzusetzen. Wir appel-
lieren an all jene Mitglieder, die
unsere Partei in den letzten Wo-
chen aus Protest gegen die Poli-
tik der alten Parteiführung ver-
lassen haben, ihre Entscheidung
nochmals zu überprüfen und sich
dieser erneuerten Partei anzu-
schließen. Unser Land braucht
eine solche moderne sozialistische
Partei, die um Verwurzelung im

dem Vereinbarungen zu Termin
und Verfahren freier Wahlen
und zum Verfassungsgebenden
Prozeß getroffen werden.

Bis zu den Wahlen bitten wir
alle gesellschaftlichen Kräfte, die
Koalitionsregierung Modrow zu
unterstützen bzw. zu tolerieren.

Es sind folgende dringliche
Aufgaben zu lösen:
1. Bei den Gesprächen an den
Runden Tischen muß sofort ein
Konsens hergestellt werden, mit
welchen Mitteln das Leben, die
Freiheit, die Würde und die
Rechte der Menschen in unserem
Land gewährleistet werden.

Deshalb ist zwischen allen po-
litischen Parteien und Bewegun-
gen Übereinstimmung zu erzie-
len, bei welchen Angriffen auf
Menschen, Sachen und Einrich-
tungen auch staatliche Gewalt
eingesetzt werden darf.

Wir brauchen ein neues Sicher-
heitsdenken, das vom Schutz des

Die Vertreter der »Plattform WF" stimmen der Erklärung des Arbeitsaus-
schusses „Für einen alternativen demokratischen Sozialismus" zu. Weil es
darin um den Bruch mit der stalinistischen Daseinsweise der SED und um die
Formierung einer modernen sozialistischen Partei geht.

Die SED trägt die Schuld an der tiefsten Krise in der Geschichte der DDR.
Diese Partei ist gescheitert.

Deshalb:
-Schluß mit.der stalinistischen Einparteienherrschaft über unser Land!
-Schluß mit einer Struktur, die den Apparat über die Partei stelltI
-Schluß mit der politbürokratischen Administration über alle Bereiche des

gesellschaftlichen Lebens!
— Schluß mit Demagogie, Amtsmißbrauch und Korruption!

Deswegen muß die Neuformierung einer modernen sozialistischen Partei
mit einer grundsätzlichen programmatischen Wende verbunden sein, hin zu
einem Dritten Weg. Wir wählen diesen Begriff ganz bewußt, um deutlich
zu machen, daß wir den administrativen Sozialismus nicht erneuern, daß wir
aber auch keine monopolkapitalistische Gesellschaft importieren wollen.
Wir werden unsere Vorstellungen über den Dritten Weg allen Genossen und
allen Bürgern unseres Landes zur Diskussion vorlegen.

Volke ringt und sich dessen
Sehnsüchte und Erwartungen zu
eigen macht. Wir verstehen diese
erneuerte Partei als eine im En-
semble aller demokratischen Par-
teien und Kräfte in unserem
Land.

Alles muß getan werden, damit
auf der Basis von Gewaltlosig-
keit, Toleranz und gemeinsamer
Verantwortung die Grundlagen
unseres täglichen Lebens erhall-
ten <w erden. Die • Lebensinteressen!
der Bürgerinnen und Bürger er-
fordern ein Funktionieren der
Versorgungssysteme, des Schut-
zes der Rechte jedes einzelnen,
der Verwirklichung der Grund-
interessen aller sozialen Grup-
pen, der Frauen und Männer, der
Kinder, Jugendlichen und Alten
dieses Landes.

Wir treten im Interesse einer
rückhaltlosen Aufklärung aller
Vergehen und Verbrechen von
Partei- und Staatsfunktionären
für eine Sicherheitspartnerschaft
aller gesellschaftlichen und staat-
lichen Untersuchungsausschüsse
ein. Die rechtlichen und sonsti-
gen Bedingungen der Arbeit der
Bürgerkomitees müssen unbe-
dingt gewährleistet werden. Wir
wenden uns im Interesse demo-
kratischer Rechtsstaatlichkeit ge-
gen jede Form der Selbstjustiz.

Gerade unter den Bedingungen
der einzuleitenden radikalen
Wirtschaftsreform und der stär-
keren Einbindung der DDR-Wirt-
schaft in die internationale Ar-
beitsteilung ist eine energische
und kompetente Interessenver-
tretung der Betriebsbelegschaften
durch arbeitsfähige Gewerkschaf-
ten oder durch Betriebsräte un-
bedingt erforderlich. Nur so kön-
nen Leistungsorientierung und
soziale Gerechtigkeit miteinan-
der verbunden werden. Hierzu
sollten alle politischen Kräfte zu-
sammenwirken.

Unsere Partei strebt « einen
gesellschaftlichen Konsens als
Grundlage politischer Entschei-
dungen an. Deshalb treten wir
für einen Runden Tisch ein, an

Wissenschaft, Bildung, Literatur
und Kunst und ein hohes Niveau
der Kultur in Produktion und
Alltag. Wir wollen die Chance
nutzen, den Sozialismus auch als
alternative kulturelle Lebensform
zu verstehen und zu gestalten.

In Zeiten' wirtschaftlicher
Schwierigkeiten ist die Gefahr
groß, daß geistigem Reichtum und
hohen moralischen Ansprüchen
der materielle Boden entzogen
wird.

Es wird vorgeschlagen, alle Kon-
troll- und Überwachungsmecha-
nismen auf kulturellem Gebiet
einzusparen bzw. auf notwendige
Verwaltungsarbeit zu reduzieren.
Die Partei setzt sich dafür ein,
die dem Kulturbereich zur Ver-
fügung gestellten Mittel zu einem
größeren Teil in die Hand der Be-
zirke und Kommunen zu geben.

Wir unterstützen die Entwick-
lung einer modernen Medienkul-
tur mit sozialistischer Orientie-
rung und den freien Zugang al-
ler zu Informationen und kultu-
rellen Gütern.

Im Ergebnis des zweiten Welt-
krieges und der Nachkriegsent-
wicklung lebt die deutsche Nation
in zwei Staaten und Berlin
(West). Die Zweistaatlichkeit der
Deutschen ist zu einem unver-
zichtbaren Garanten für Frieden,
Sicherheit und Stabilität in Euro-
pa geworden. Die Eigenständig-
keit der DDR ermöglicht eine hi-
storische Chance einer deutschen
Alternative des demokratischen
Sozialismus in gleichberechtigter
Nachbarschaft zu allen Staaten
Europas.

Wir unterstreichen die beson-
dere Verantwprtung der DDR und
der BRD für die Schaffung eines
gemeinsamen europäischen Hau-
ses. Diese Herausforderung sollte
sich in einer qualifizierten Ver-
tragsgemeinschaft beider Staaten
niederschlagen, die' in Zukunft in
konföderative Strukturen im
Rahmen einer gesamteuropäischen
Annäherung \mündeh könnte.
Diese Vertragsgemeinschaft muß
zu Begegnungen und Kooperatio-
nen auf1 allen Gebieten führen,
die das Leben der Menschen in
beiden deutschen Staaten schnell
und spürbar verbessern.

Die Hauptstadt der DDR, Berlin,
und Berlin (West) sollten eine
solche Zusammenarbeit entwik-
keln, die sie zu einer Drehscheibe
des wirtschaftlichen und geistig-
kulturellen Lebens in Europa
macht.

Unsere Partei bekennt sich un-
eingeschränkt zu ihrem Bündnis
mit der KPdSU und tritt für die,
allseitige . Ausgestaltung der
freundschaftlichen Beziehungen
zwischen der DDR und der
UdSSR ein. Für uns ist die Oder-
Neiße-Grenze unantastbar. Wir
werden alle Bestrebungen unter-
stützen, die die Freundschaft des
Volkes der DDR mit den Nach-
barvölkern der VR Polen und der
CSSR sowie aller Staaten beför-
dern. Die SED bekennt sich voll
und ganz zu den Bündnisver-
pflichtungen der DDR im War-
schauer Vertrag. Das Europäische
Vertragswerk, insbesondere der
KSZE-Prozeß, das Vierseitige
Abkommen, die Verträge von
Moskau und'Warschau sowie der
Grundlagenvertrag zwischen der
DDR und der BRD, bilden inte-
grale Bestandteile der politischen
Realitäten auf dem europäischen
Kontinent. Wer Frieden will, muß
sich zu diesen Realitäten beken-
nen.

Unsere Partei entwickelt aktive
Beziehungen zu kommunistischen,
sozialistischen und anderen lin-
ken Bewegungen, die sich für
einen demokratischen Sozialis-
mus einsetzen. Die internationale
Solidarität mijt allen um natio-
nale und soziale Befreiung, ge-
gen Hunger, Bildungsnotstand,
Arbeitslosigkeit und Neokolonia-
lismus Kämpfenden bleibt uns ein
wesentliches Anliegen.

Zur Lösung der globalen Pro-
bleme der Menschheit, insbeson-
dere zur Sicherung des Friedens,
zur Abrüstung sowie zur Über-
windung der ökologischen Krise
und Zurückdrängung der Unter-
entwicklung, leistet unsere Partei
ihren konstruktiven Beitrag.

Die Parteitagsdelegierten aus
dem Amt für Nationale Sicherheit
haben aus ihrer Mitte- einen Ar*
beitsausschuS gewählt, der anstelle
der Kreisleitung die politische Ar-
beit der Parteiorganisation im Amt
leitet. Die Parteitagsdelegierten ga-
ben folgende Erklärung „Für eine
grundlegende Erneuerung der Si-
cherheitsorgane im Dienst des Vol-
kes und im Auftrag der Regierung1*
ab:

Wir werden mit dem Arbeits-
ausschuß zur Vorbereitung des
Sonderparteitages konstruktiv zu-
sammenarbeiten. Als Parteimit-
glieder im Amt für Nationale
Sicherheit treten wir mit aller
Konsequenz dafür ein, mit den
Fehlern der Vergangenheit gründ-
lich abzurechnen. Das betrachten
wir als Voraussetzung für die
grundlegende Erneuerung der
Parteiorganisation und des Amtes.

Das Volk und auch die Partei-
basis haben nicht nur einen So-
zialismus stalinistischer Prägung,
sondern auch die darauf basie-
rende Politik der sogenannten to-
talen Sicherheit abgelehnt.

Das ehemalige MfS wurde zu-
nehmend mit Aufgaben betraut,
die ihm nicht zustanden. Es war
falsch, politische Probleme in der
Gesellschaft mit strafrechtlichen
und administrativen Mitteln lösen
zu wollen. Die Schuld für das vor-
handene Mißtrauen und den ver-
ständlichen Zorn der Menschen
unseres Landes trägt die frühere
Partei- und Staatsführung mit
dem ehemaligen Minister für
Staatssicherheit.

Der Rücktritt des Kollegiums
und die weiteren Kaderverände-
rungen finden unsere Zustim-
mung. Darin sehen wir erste Ga-
rantien für einen ehrlichen Neu-
beginn.

Nicht Vertuschen und halbher-
ziges Zugeben unter Druck der
Öffentlichkeit, sondern bedin-
gungslose Aufklärung von Fehl-
entwicklungen ohne Ansehen der
Person sind dringend weiter ge-
boten. Wir stellen uns vorbehält-
los in den Dienst der Aufdeckung
von Amtsmißbrauch und Korrup-
tion. Ein Sicherheitsorgan hat nur
dann eine Existenzberechtigung,
wenn es den Interessen des Vol-
kes dient Und dadurch dessen
Vertrauen genießt.

In einer für unser Land drama-

tischen Situation bekennen wir
uns zu unserer Pflicht, den Frie-
den, die Souveränität der DDR,
ihre erneuerte sozialistische Ent-
wicklung und die Rechte der Bür-
ger zu-schützen. Darin sehen wir
gemeinsam mit den Patrioten,
Kundschaftern und allen uns un-
terstützenden Kräften des Vol-
kes unseren Beitrag zur revolu-
tionären Erneuerung des Sozialis-
mus. Getreu den antifaschisti-
schen und humanistischen Tradi-
tionen unseres Staates werden
wir jeglichen Erscheinungsfor-
men des Neofaschismus, allen An-
griffen gegen die verfassungs-
mäßige Ordnung mit aller Ent-
schiedenheit entgegentreten.

Die Verfassung, die Richtli-
nien der Volkskammer, die Re-
gierungserklärung, die Beschlüs-
se des Ministerrates, das sozia-
listische Recht und die Einhaltung
der Gesetzlichkeit sind uns Orien-
tierungs- und Handlungsgrund-
lage. Wir sind der Meinung, daß
Sicherheitspartnerschaft, Huma-
nismus und Rechtssicherheit für
alle gelten, auch für unsere Mit-
arbeiter, ihre Familien und jene
Bürger, die die Arbeit des Amtes
unterstützen. Transparenz unse-
rer Tätigkeit mit den ihrem
konspirativen Charakter entspre-
chenden Grerizen und der demo-
kratischen Kontrolle betrachten
wir als ein Grunderfordernis so-
zialistischer Rechtsstaatlichkeit.
Das schließt auch ein, daß die
Mitgliedschaft in einer Partei
nicht Bedingung sein kann für
die Zugehörigkeit im Amt für
Nationale Sicherheit.

Wir stellen uns den von der
Volkskammer beauftragten Kon-
trollorganen. Wir sprechen uns
für eine besonnene Sicherheits-
partnerschaft aus, die aber die
Besetzung von Objekten des Am-
tes für Nationale Sicherheit aus-
schließt, da sie jeglicher Rechts-
staatlichkeit- widerspricht.

Wir, die Parteitagsdelegierten,
mit dem- Mandat unserer Partei-
basis, wirken auf dem Sonder-
parteitag für die Erneuerung un-
serer Partei zu einer modernen
sozialistischen Partei des Volkes.
Wir treten für breiteste demokra-
tische Mitwirkung der Parteimit-
glieder bei der Ausarbeitung,
Durchsetzung und Kontrolle al-
ler zu fassenden Beschlüsse ein.

Berlin (ADN). Der am vergan-
genen Dienstag gegründete Kon-
sultationspunkt der Hauptabtei-
lung Untersuchung im Amt für
Nationale Sicherheit hat am Don-"'
nerstag in einer Pressemitteilung
eine erste Zwischenbilanz seiner
Tätigkeit zur umfassenden Auf-
klärung von Straftaten im Zu-
sammenhang mit Korruption und
Amtsmißbrauch und der Begün-
stigung solcher Handlungen vor-
genommen. Vom 5. 12. 15.00 Uhr
bis zum 7. 12. 7.00 Uhr gingen
121 Anrufe mit derartigen Hin-
weisen ein und wurden 13 per-
sönliche Gespräche geführt. Eine
Reihe von Anzeigen und Mittei-
lungen konnte bereits laufenden

Leipzig (ADN). Einsicht in
Videofilme sowie sensible Berei-
che wie Waffenkammern des

'Leipziger Bezirksamtes für Na-
tionale -Sicherheit (ANS) erhält
das Bürgerkomitee der Messe-
stadt. Dies geht aus einer gemein-
samen Presseerklärung des Komi-
tees, eines Regierungsvertreters,
des Ministeriums für Innere An-
gelegenheiten und des Leiters des
ANS-Bezirksamtes hervor. Die
6-Punkte-Erklärung hebt weiter
hervor, daß alle ANS-Kreisämter
geschlossen werden sollen. '

Derzeit laufen Verhandlungen
mit den Räten der Kreise De-
litzsch und Altenburg zur Nut-
zung der frei werdenden Gebäu-
de. Der sinnvolle und menschlich
vertretbare Einsatz der ehemali-
gen ANS-Mitarbeiter sämtlicher
Kreisämter im zivilen Bereich
werde vorbereitet.

Ermittlungsverfahren zugeordnet
werden, weitere werden schnellst-
möglich und ernsthaft geprüft.

Die Bürger bekundeten in den
Gesprächen Vertrauen in die Tä-
tigkeit dieses staatlichen Untersu-
chungsorgans, äußerten zugleich
aber Ängste und Befürchtungen
angesichts zunehmender Tenden-
zen der Außerkraftsetzung von
Recht und Gesetz.

Die Mitarbeiter des Konsulta-
tionspunktes bitten um weitere
Hinweise an den Konsultations-
punkt Berlin-Lichtenberg, Alfred-
straße 11, Telefon: Berlin
5 92 47 34. Über ihre weitere Ar-
beit werde laufend informiert.

Schwerin (ADN). Die vorläufige
Schließung des Schweriner Be-
zirksamtes für Nationale Sicher-
heit verfügte in der Nacht vom
Mittwoch zum Donnerstag eine
Regierungskommission in Abspra-
che mit Bürgern und Pressever-
tretern. Die Untersuchungskom-
mission versucht in den nächsten
Tagen, die in dem Archiv sowie
im Zellentrakt vorgefundenen
Akten vor einer möglichen Ver-
nichtung zu sichern und zu sich-
ten, j

Suhl (ADN). Die Gründung
einer gemeinsamen Kommission
war am Mittwoch in Suhl ein
weiterer Schritt, um ungesetzli-
che Maßnahmen und Vertu-
schungsversuche des Sicherheits-
apparates aufzudecken. Ihr gehö-
ren neben Vertretern des Demo-
kratischen Aufbruchs, der Kirche,
der SDP und des Neuen Forums
auch die Mitglieder der zeitwei-
ligen Kommission des Bezirksta-
ges zur Aufklärung von Korrup-
tion und Amtsmißbrauch an.

In dieser Zeit, da sich Zeitun-
gen bis in ihren Kopf und die
Sendungen der Funkmedien bis
hin zum Wetterbericht wandeln,
wird mehr gelesen, gehört, ge-
schaut, als über die Medienpoli-
tik diskutiert. Zu diesem Eindruck
konnte man angesichts des ver-
gleichsweise spärlichen Besuchs
beim Podiumsgespräch am Mitt-
wochabend in der Berliner Unter-
wasserstraße kommen. Vielleicht
hätte man das Thema anders for-
mulieren sollen, spitzte Wilfried
Geißler vom „Sonntag" zu: „Un-
sere Massenmedien gestern und
heute. 6000 Journalisten — 6000
Wendehälse?"

Es gelte jetzt, die gerade er-
rungene Medienfreiheit struktu-
rell und institutionell zu sichern,
stellte Prof. Hans Odermann vom
Institut für internationale Be-
ziehungen Potsdam-Babelsberg
eingangs fest. Das Grundrecht
auf Information lasse sich nur
verwirklichen, wenn alle gesell-
schaftlich relevanten Kräfte
freien Zugang zu den Medien ha-
ben. Die Regierung, jede Partei
und die gesellschaftlichen Grup-
pen müssen unter der Kontrolle
der öffentlichen Meinung stehen,

deren Instrumente die Medien
sind. Auf dieser Grundlage ent-
wickelte Odermann Gedanken zu
gesetzlichen Regelungen für die
Medien.

Sie wolle nicht die Pressefrei-
heit in Frage stellen, sagte eine
der Diskussionsteilnehmerinnen,
doch bei einigen Veröffentlichun-
gen der letzten Zeit fehle ihr das
Gefühl für Verantwortung. Sie
bezog sich auf Beiträge, in denen
ihrer Meinung nach pauschale
Verurteilungen von Außenhan-
delsunternehmen und ihrer Mit-
arbeiter erfolgen. Es gebe gegen-
wärtig eine Flut von Briefen,
Hinweisen und Verdächtigungen,
erwiderte Dieter Resch, gewähl-
ter stellvertretender Chefredak-
teur der „Berliner Zeitung".
Dennoch werde natürlich verant-
wortungsbewußt recherchiert und
versucht, Fehlleistungen auszu-
schließen. „Wir müssen noch ler-
nen, mit der neuen Freiheit um-
zugehen."

Prof. Wolfgang Kleinwächter
vom Institut für internationale
Studien Leipzig setzte sich in
diesem Zusammenhang für einen
„seriösen Aufklärungsjournalis-
mus" ein. Diese Fragestellung

für habe er Verständnis. Deshalb
habe er seit Mittwoch in jedem
Bezirk einen Bevollmächtigten,
der in seinem persönlichen Auf-
trag tätig ist und mit solchen
Bürgerinitiativen zusammenwir-
ken soll. Er habe angewiesen, daß
Verordnungen über das Bespit-
zeln von Bürgern und ähnliches
sofort aufgehoben werden. Es
müsse nach Modrows Worten erst
Sicherheit für den Bürger dasein,
so wie die Regierung es auch er-
klärt habe. „Aber ich möchte
auch mit aller Entschiedenheit
sagen: Es gilt überall da, wo Waf-
fen sind, die Notwendigkeit, auch
zu begreifen, daß hier eine Gren-
ze besteht." Waffen müssen dort
sein, wo sie hingehören, können
nie in falsche Hände gegeben
werden. Es ist notwendig zu be-
greifen, daß militärische Objekte
der Nationalen Verteidigung auch
gesichert bleiben müssen. Es dürfe
nichts eintreten, was Unsicher-
heit ins Land bringt.

Mit aller Verantwortung wolle
er sagen, daß jene, die Mißbrauch
getrieben haben und die noch
glauben, es bliebe ein Feld dafür,
wissen müssen: Diese Regierung
wird jeder Sache dieser Art den
Boden entziehen. Dazu sei bereits

eine Fülle von Maßnahmen ge-
troffen worden.

Auf seine erste Begegnung mit
Michail Gorbatschow am vergan-
genen Montag in Moskau ein-
gehend, sagte Hans Moflrow, sie
habe ihm Kraft gegeben. Er habe
das Gefühl gehabt, „daß Modrow
und Gorbatschow einen guten
Faden" spinnen könnten. Er über-
mittelte den Bürgern der DDR
persönliche Grüße des Gast-
gebers und die der Sowjetunion
sowie die Versicherung, daß all
das, was sich an demokratischer
Erneuerung für den Sozialismus
in der DDR vollzieht, die Unter-
stützung der UdSSR hat.

Auch mit dem Vorsitzenden des
Ministerrates der UdSSR, Nikolai
Ryskow, habe er Verhandlungen
geführt. „Wir haben uns offen in-
formiert über die Situation in un-
seren Ländern. Aber wir haben
vor allem über das gesprochen,
was unserer Wirtschaft für das
Jahr 1990 eine feste Grundlage
mit Verträgen der UdSSR gibt."
So sei die Rohstoffbasis der DDR
für eine solide Produktion des
nächsten Jahres gewährleistet. An
jeden einzelnen Werktätigen in
der DDR sei die Forderung ge-
richtet, so zu produzieren, „daß
wir unserem sowjetischen Partner
ein zuverlässiger Lieferant sind."

Die zugespitzte Situation war
auch Hauptthema der Pressekon-
ferenz von Regierungssprecher
Meyer am Donnerstagnachmittag
im Internationalen Pressezentrum
in Berlin. Der Regierungsspre-
cher dankte im Namen des Mini-
sterrates allen, die zu einer
Sicherheitspartnerschaft zwischen
den Staatsorganen und Bürger-
initiativen bereit sind. '

Dr. Schwanitz, Chef im Amt
für Nationale Sicherheit, infor-
mierte, daß es in einigen Bezirken
und Kreisen zu Gewalt und An-
drohung von Gewalt gegenüber
Mitarbeitern des Amtes gekom-
men ist. Einige Dienststellen seien
bereits nicht mehr arbeitsfähig.
Die Mitarbeiter des Amtes würden
für die falsche Sicherheitspolitik
der ehemaligen Partei- und
Staatsführung verantwortlich ge-
macht. Er appellierte an die Ver-
nunft, Gewalttätigkeiten sofort
einzustellen und die Probleme
politisch zu lösen.

Auf die Frage nach der Ver-
nichtung von Akten in Ämtern
für Nationale Sicherheit antwor-
tete Dr. Schwanitz, dazu habe er
den Befehl erteilt. Es handele
sich um Unterlagen und Doku-
mente, die auf der veralteten Si-
cherheitsdoktrin beruhten und da-

mit von der Zeit überholt gewe-
sen seien.

In diesen Tagen — so Schwa-
nitz — sei es in zahlreichen Be-
zirksämtern zu Übergriffen ge-
kommen. Auf seiten der Sicher-
heitsorgane gäbe es viele Ver-
letzte. Ob die Gefahr eines Aus-
nahmezustandes drohe, wurde er
gefragt Eine solche Maßnahme
sei „noch nicht im Gespräch".
Kein Gesetz der DDR sehe einen
Ausnahmezustand vor.

Die Mitarbeiter hielten sich
diszipliniert an die Befehle, ge-
waltfrei zu handeln. Er habe be-
fohlen, „keinen gezielten Schuß
abzugeben". Es werde jedoch
mißbraucht, daß sich seine Mitar-
beiter nur durch körperlichen
Widerstand wehren könnten. In
der entstandenen Situation sei die
Schwelle zur Eskalation nur noch
minimal. Es müsse befürchtet
werden, daß dadurch der begon-
nene Prozeß der demokratischen
Erneuerung einen wesentlichen
Schaden erleidet und gehemmt
wird.

Zu den weiteren Beschlüssen
der Ministerratssitzung gehörten
laut Meyer ein Gesetzentwurf
zum Thema Joint ventures. Ver-
wiesen wurde auf weitere Be-
schlüsse zur Förderung des am-
bulanten Handels und zu neben-
beruflicher Handelstätigkeit, auf
eine Regelung sozialer und ar- •
beitsrechtlicher Fragen für Mit-
arbeiter des Staatsapparates.

mittein erhalten und vielfältige
Formen der tatsächlichen Ver-
fügung der Werktätigen darüber
herstellen.

Durch die Beseitigung von ad-
ministrativ-zentralistischen

Hemmnissen muß das Interesse
wirtschaftender Einheiten an
marktfähigen Leistungen und
Produkten in vollem Maße zur
Geltung gebracht werden. Die
volkswirtschaftliche Planung ist
auf die entscheidenden Struktu-
ren und Proportionen zu reduzie-
ren.

Der Staat muß durch Gesetz-
gebung und Planung Rahmen-
bedingungen festlegen, die eine
hohe Effektivität der wirtschaf-
tenden Einheiten mit den ökolo-
gischen und sozialen Interessen
verbinden.

Zur Sicherung der Wett-
bewerbsfähigkeit sollten die Pro-
duzenten in Industrie und Land-
wirtschaft die notwendige Ent-
scheidugsfreiheit erhalten und an
ihren Ergebnissen direkt und aus-
reichend beteiligt werden. Das
wird die Werktätigen einschließ-
lich der Leiter zur Verantwortung
stimulieren.

Die Kommunen sind am Ergeb-
nis der wirtschaftenden Einhei-
ten in ihren Territorien ange-
messen zu beteiligen.

Gleichzeitig ist durch Gesetz-
gebung die demokratische Mit-
wirkung der Werktätigen und
ihrer Gewerkschaften in den Be-
trieben in umfassender Weise zu
sichern.
- Schnellstens sind die gesetzli-
chen Voraussetzungen für um-
fassende wirtschaftliche Koope-
rationsbeziehungen der Produ-
zenten und der Kommunen mit
den Betrieben und Firmen so-
wohl der sozialistischen als auch
der kapitalistischen Staaten zu
schaffen. Dazu gehören Kapital-
beteiligung, Gewinntransfer, Joint
ventures und andere Formen der
Wirtschaftskooperation. Die SED
unterstützt die rasche Bildung
weiterer privater Klein- und
Mittelbetriebe, wissenschaftlich-
technischer Firmen sowie die
Förderung des Handwerks.
4. Wir sind für die demokratische
Erneuerung des politischen Sy-
stems in der DDR. Das bedingt
die Ausarbeitung einer neuen
Verfassung. Die Trennung der
gesetzgebenden, der ausübenden
und der rechtsprechenden Ge-
walt ist juristisch und tatsächlich
zu garantieren.

Wir sind für die Ausarbeitung
eines neuen Verfassungs-, Ver-
waltungs- und Strafrechts sowie
für die Durchführung einer um-
fassenden, Verwaltungsreform.

Wir sind für die Durchführung
freier, geheimer und gleicher
Wahlen zum frühestmöglichen
Zeitpunkt, der von allen politi-
schen Kräften gemeinsam festge-
legt werden muß. Das setzt vor-
aus, daß umgehend ein neues
Wahlgesetz, ein Parteiengesetz
und ein Mediengesetz geschaffen
werden.

Wir sind dafür, daß ab sofort
bis zu den Wahlen alle neu ent-
standenen demokratischen, poli-
tischen Bewegungen und Kräfte
in die notwendige Entscheidungs-
findung einbezogen werden.

Wir schlagen vor, daß die
staatlichen Organe dafür die not-
wendigen Bedingungen schaffen.
Wir sind dafür, daß die SED
prüft, in welchem Umfang sie
selbst Unterstützung geben kann.

Die Erneuerung der sozialisti-
schen Gesellschaft in der DDK ist
ohne eine aktive Teilnahme von
Kirchen und Religionsgemein-
schaften undenkbar. Kritisch zie-
hen wir aus den Entwicklungen
der vergangenen Jahre die,
Schlußfolgerung, daß Kirchenpo-
litik weder in der Erläuterung
staatlicher Erwartungshaltungen
gegenüber den Kirchen bestehen
kann noch administrativ durch-
gesetzt werden darf. Alle in der
Vergangenheit künstlich- gezoge-
nen Grenzen wollen wir über-
schreiten und uns über die ge-
gensätzlichen weltanschaulichen
Fundamente hinweg in eine Ver-
antwortungsgemeinschaft bege-
ben. - . •

Das alles bedeutet, daß sich die
SED zu einem pluralistischen po-
litischen System bekennt.
5. Wir brauchen die Freiheit der

demokratischen Staates und der
Rechte der Bürger ausgeht. Dar-
aus ergibt sich eine neue Aufga-
benstellung für das Amt für Na-
tionale Sicherheit, die zu einer
Einschränkung seiner Strukturen
und seines Mitarbeiterbestandes
führen wird.

Die berufliche Neueingliede-
rung der ausscheidenden Mitar-
beiter muß gesichert werden.

Wir wenden uns gegen Diskri-
minierungen ehrlicher Mitarbeiter
dieses Organs.

Die Angehörigen der Kampf-
gruppen sollten sich bereitfinden,
sich zum Schutz der Bürger, der
Betriebe und Einrichtungen ge-
meinsam mit allen Kräften, die
sich für gleiche Ziele einsetzen,
in unbewaffneten Formationen
zusammenzuschließen. Wir schla-
gen der Volkskammer vor, die
dafür erforderlichen gesetzlichen
Voraussetzungen zu schaffen.
2. Wir fordern alle Mitglieder un-
serer Partei auf, an ihren Ar-
beitsplätzen für Normalität im
Alltagsleben zu sorgen. Mit un-
konventionellen, unbürokrati-
schen Methoden sind die Versor-
gung, die medizinische und soziale
Betreuung, die Reparaturen und
Dienstleistungen zu gewähr-
leisten.
3. Aus den krisenhaften Erschei-
nungen in unserer Wirtschaft er-
gibt sich die Notwendigkeit, un-
verzüglich eine Zustandsanalyse
in der Volkswirtschaft, in jedem
Betrieb und in jedem Territorium
vorzunehmen. Auf dieser Grund-
lage ist die erforderliche Rang-
und Reihenfolge notwendiger und
unverzüglicher Maßnahmen fest-
zulegen.

Wir treten dafür ein, daß alle
Reserven zur Stärkung der Wirt-
schaft genutzt werden. Wir den-
ken dabei an die Reduzierung des
gesamten Verwaltungsaufwandes,
an die Einbeziehug von Teilen
der Staatsreserve bis hin zu allen
Möglichkeiten, die sich aus wei-
teren Abrüstungsschritten erge-
ben.

Die Wirtschaftsreform muß so-
fort beginnen. Dabei wollen wir
das gesellschaftliche Eigentum an
Grund und Boden,und den ande-
ren wichtigsten Produktions-

habe eine juristische Dimension —
in jedem Rechtsstaat ist Verleum-
dung ein Delikt —, aber auch eine
ethisch-moralische. Hier sei der
journalistische Berufsverband ge-
fordert, einen Ehrenkodex ähn-
lich dem hippokratischen Eid der
Ärzte zu erarbeiten. Angeregt
wurde die Schaffung eines Presse-
rates aus unabhängigen Persön-
lichkeiten, die Fälle aufgreifen
und bewerten, ohne daß es zu ge-
richtlichen Urteilen kommt.

Auf eine Meldung der letzten
Tage nahm Winfried Harnisch
besorgt Bezug. Wie kann es Frei-
heit und Vielfalt der Meinungen
auf der Basis eines demokrati-
schen Sozialismus geben, wenn
Springer eventuell 49 Prozent der
Aktien eines Verlages hält? Das
Mediengesetz müsse Schutzmecha-
nismen enthalten, die einen poli-
tischen Einfluß verhindern, ant-
wortete Anselm Glücksmann'.
Doch sofort folgte die Rückfrage:
Und wenn dann Springer sein
Geld einfach zurückzieht? Die
Vorstellungen der Fachleute blie-
ben vage.

Anzeigen und Mitteilungen
den Verfuhren zugeordnet

/ *
Kommission sichert die
Akten im Archiv

•Frank Herold

(Fortsetzung von Seite 1)
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Vorbereitung des außerordentlichen Parteitages der SED

im Dienst des Volkes stehenFür einen alternativen demokratischen Sozialismus
Diskussionsstandpunkt des Arbeitsausschusses zu der von der Basis ausgehenden Neuformierung der SED als moderne sozialistische Partei

III.

IV.
„Plattform WF":
Für eine moderne sozialistische Partei
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II Erste Bilanz der Untersuchungen des Sicherheitsamtes

Regierung appelliert erneut.••Vom Umgang mit der Medienfreiheit
Podiumsgespräch um gesetzliche Regelungen und einen journalistischen Ehrenkodex

Sicherheitsorgane, die

brangsch
Hervorheben


